
Del Ponte wird 
Botschafterin 

Die aus dem Amt
scheidende UN-Chef-
anklägerin Carla del
Ponte wird neue
schweizerische Bot-
schafterin in Argenti-
nien. Del Ponte war
1999 auf ihren Pos-
ten am UN-Tribunal

für Kriegsverbrechen im früheren Jugo-
slawien berufen worden. Sie hatte
2001 den inzwischen verstorbenen frü-
heren jugoslawischen Präsidenten Slo-
bodan Milosevic vor Gericht gebracht.
Die 60-Jährige, die ihr jetziges Amt noch
bis Ende 2007 bekleidet, war früher Lei-
terin der Bundesanwaltschaft in der
Schweiz. 

PERSONALIE

STUTTMANNS BLICK

Der türkische Außenminister Abdullah Gül
muss auf dem Weg in das Amt des Staats-
präsidenten in eine dritte Wahlrunde. Gül,
der Kandidat der islamisch-konservativen
Regierungspartei AKP ist, verpasste ges-
tern in Ankara erneut die nötige Zwei-Drit-
tel-Mehrheit im Parlament. 

In Belgien hat sich die innenpolitische Kri-
se drastisch verschärft. Zweieinhalb Mona-
te nach den Parlamentswahlen gab der
designierte Premierminister Yves Leterme
von den flämischen Christdemokraten sei-
nen Auftrag zur Regierungsbildung zurück.  

Bei Selbstmordanschlägen auf Truppen-
konvois im pakistanischen Grenzgebiet zu
Afghanistan sind mindestens sieben Solda-
ten getötet und 26 weitere verletzt worden. 

POLITIK KOMPAKT

„Ich bin der Meinung, dass man der
Rechtsextremen die Möglichkeit neh-
men muss, sich in Kolonne aufzustel-
len und zu marschieren.“

Vize-Kanzler Franz Müntefering (SPD) in
Berlin zur Frage, ob die NPD verboten
werden soll.

ZITAT DES TAGES

Mit Michael Donnermeyer als seinem
„Mediendirektor“ verliert Berlins

noch immer auf Partei-Karriere hoffender
Bürgermeister Klaus Wowereit einen
Top-Sozi-Interpreten, der immer hinter
ihm stand. Nach Jahren des gemeinsa-
men Tuns wechselt „Wowis“ Sprachrohr
zum neu gegründeten Informationszen-
trum klimafreundliches Kohlekraftwerk.
Das wäre eigentlich nicht von größerer
Bedeutung, wenn damit nicht auch ein
epochaler Verlust zu beklagen wäre. Mit
Donnermeyer verlässt einer der erstaun-
lich ehrlichen Partei- und Medien-Lenker
die Bühne. Wer als Journalist missliebig
über seinen Herrn urteilte, wurde bei ihm
mit Informations-Boykott bestraft. Als vor
zwei Jahren Wowereit mit einem umstrit-
tenen Grußwort („Lebensfreude pur“) die
politisch bisweilen rechtslastige europäi-
sche Sado-Maso-Szene in der Haupt-

stadt willkommen hieß, wurde dies teils
kritisch bewertet. Nach einem entspre-
chenden Kommentar in dieser Zeitung
teilte Donnermeyer damals dem Autor –
mit ihm bekannt seit Jahren – zornig mit:
Ich sollte zukünftig nicht mehr mit einem
Rückruf aus der Berliner Senatszentrale
rechnen. Von nun an würde ich mich auf
der Telefonliste in der Abteilung „liegen
lassen“ wieder finden. Damit ist es nun
vorbei – und tschüss!

❖

Noch vor einem Jahr beeindruckte der
frisch gebackene SPD-Vorsitzende

und rheinland-pfälzische Ministerpräsi-

dent Kurt Beck bei seiner Sommerreise
mit Journalisten durch seine Region mit
beträchtlich reduziertem Körpergewicht.
Inzwischen – mit zwölf weiteren Monaten
als Parteichef und der Last eines Kanz-
lerkandidaten in spe auf dem Buckel –
steht Beck rein körperlich wieder so da
wie früher. Dafür wird heute mehr darauf
geachtet, wie es mit Becks Standfestig-
keit angesichts schwacher Umfragewerte
und überbordender Medienkritik aus-
sieht. „Ich weiß doch genau, was ihr
wollt“ – gibt sich der SPD-Chef gegen-
über ihn begleitenden Journalisten ein
wenig trotzig und sehr viel vorsichtiger

als früher. Aber, was will man machen.
Manchmal ist die Wirklichkeit in ihrer po-
litisch-hämischen Härte unüberbietbar.
So durfte sich Beck, ein gelernter Elek-
tromechaniker, diese Woche beim Be-
such („Weltmarktführer im Segment der
standardisierten Sitzlehneneinsteller“ im
Fahrzeugbereich) der Firma Keiper in Ro-
ckenhausen eine gute Stunde mit dem
Sahnestück der Keiper-Produktion, dem
„Taumel 2000“ vertraut machen. Der in
der SPD für manche taumelnde Beck und
der „Taumel 2000“ – da muss man doch
an den Ist-Zustand in der Politik denken.
„Das verstehe ich“, räumt der Partei-

boss ein. Beck ist wohl doch der Richtige
für die SPD-Spitze: nett und verständnis-
voll.

❖

Schon länger nichts mehr gehört von
Luftwaffen-Generalinspekteur Klaus-

Peter Stieglitz. Weil er von seinen Jungs
immer wieder Härte auch im Krisenein-
satz verlangte, er persönlich aber – zu-
letzt im Frühjahr dieses Jahres in Afgha-
nistan – Militärisches und Privates mitei-
nander verwob, leitete die Bundeswehr
gegen ihren führenden Generalleutnant
disziplinarische Vorermittlungen ein. Arg-
wöhnisch wird seitdem darauf geachtet,
das kein Jota dazu mehr an die Öffent-
lichkeit dringt. Nur so viel sickerte jetzt
aus höchsten zuständigen Kreisen
durch: „Die Sache läuft.“ Das soll in die-
sem Fall bedeuten: Es stand wohl schon
einmal besser um Stieglitz. 

BERLINER BONBONS

Von Dieter Wonka

Kurt Beck: Taumelnd, aber nett und verständnisvoll 

Guntersblum/Mainz. Auch im rhein-
land-pfälzischen Guntersblum sind
Ausländer von Rechtsextremen schwer
verletzt worden. Etwa zeitgleich zu den
fremdenfeindlichen Vorfällen in Mügeln
wurden ein 26 Jahre alter Sudanese
und ein 67-jähriger Ägypter auf einem
Weinfest von drei Männern aus dem
rechten Spektrum schwer verletzt. Auf-
grund von Zeugenaussagen wurden die
zwei Haupttäter festgenommen, sie sit-
zen seit gestern in Untersuchungshaft. 

Der Mainzer Staatsanwalt Klaus-Pe-
ter Mieth betonte, es sei keine Hetzjagd
gewesen. „Man ist aufeinander zuge-
kommen, und dann hat es geknallt“,
sagte er. Die Polizei sei sofort vor Ort
gewesen und habe umgehend eine
Fahndung eingeleitet. Der Vorfall ereig-
nete sich bereits am vergangenen Wo-
chenende. In der Nacht zum Sonntag
waren sich eine Gruppe von sechs
Rechtsextremen und die beiden Afrika-
ner begegnet. Die beiden seien Arbeits-
kollegen, arbeiteten am Frankfurter
Flughafen und hätten sich in Gunters-
blum zum Weinfest getroffen, wo der ei-
ne der beiden Afrikaner wohne, berich-
tete Mieth.

Bei einem ersten Aufeinandertreffen
mitten auf dem Festgelände sei es dann
zu verbalen Attacken gekommen, aber
zu keinen weiteren Zwischenfällen,
hieß es weiter. Am frühen Morgen, um
kurz vor vier, trafen beide Parteien er-
neut aufeinander. Diesmal gingen drei
der Rechtsextremen mit eindeutig aus-
länderfeindlichen Parolen auf den Su-
danesen los. „Wir machen die Neger
platt!“, habe es geheißen, berichtete der
Leitende Oberstaatsanwalt Klaus Pu-
derbach.

Der 26-jährige Haupttäter soll auf
den Sudanesen eingeprügelt und ihm
eine Weinflasche auf den Kopf geschla-
gen haben. Das Opfer ging zu Boden,
zwei der Rechtsradikalen sollen dann
auf den Mann eingetreten haben. Der
Sudanese erlitt Schnittwunden und
Prellungen an Kopf und Körper, es be-
steht Verdacht auf Rippenbruch. Als der
Ägypter seinem Bekannten zu Hilfe
kommen wollte, wurde er mit dem ab-
gebrochenen Flaschenhals attackiert,
ein Finger wurde dadurch abgetrennt.

Im Gegensatz zu Mügeln griffen die
Guntersblumer ein. Anwohner und Pas-
santen aus den Weinkellern seien da-
zwischen gegangen und hätten die Poli-
zei alarmiert. Die Beamten seien bin-
nen kürzester Zeit vor Ort gewesen, be-
tonte Mieth. Dennoch konnten die
Schläger zunächst flüchten. 

Am Mittwoch erging Haftbefehl gegen
einen 29 Jahre alten Rechtsextremen,
am Donnerstag gegen den 26 Jahre al-
ten Haupttäter. Der Mann hatte schon
eine Vorstrafe wegen einer ähnlichen
Tat. Beide wurden gestern festgenom-
men, ebenso ein dritter, 22 Jahre alter
Tatbeteiligter, der jedoch wieder auf
freien Fuß kam. Den Vorfall wollte man
erst nach dem Fahndungserfolg öffent-
lich machen, sagte Mieth.

Gisela Kirschstein, ddp

Festnahmen 

Rechtsextreme
prügeln auf 

Afrikaner ein

Von KATRIN PRIBYL
und OLAF MAJER

Meseberg/Leipzig. Von wegen Harmo-
nie: Die Erregungswelle nach dem Vor-
fall in Mügeln hat auch die beschauli-
che Kabinettsrunde im Schloss Mese-
berg in Aufruhr versetzt. Auslöser war
Aufbau-Ost-Minister Wolfgang Tiefen-
see, der wenig charmant Ursula von
der Leyen Versäumnisse im Kampf ge-
gen den Rechtsextremismus vorwarf.
Der Fauxpas gegen die Kabinettskolle-
gin rief gestern auch in den Ost-Län-
dern ein Pro und Contra hervor. Bran-
denburgs CDU-Landesvize Sven Petke
nannte die Vorwürfe Tiefensees „völlig
absurd.“ „Einen Zusammenhang zwi-
schen der Ausgabe von Mitteln und
dem Vorfall in Mügeln herzustellen,
halte ich für total fehlerhaft. Solche
Vorwürfe müssen entschieden zurück-
gewiesen werden“, sagte Petke dieser
Zeitung. Es passe aber leider zum Auf-
bau-Ost-Minister, „dass er immer wie-
der kurze Thesen aufstellt, bei den sich
nichts bewahrheitet. Er ist und bleibt
ein Ankündigungsminister“, so Petke. 

Die Rechnung mehr Geld gleich
mehr Erfolg im Kampf gegen den
Rechtsextremismus sei seiner Meinung
nach nicht zutreffend. Wichtig sei viel-
mehr eine konzentrierte gesellschaftli-
che und parteiübergreifend Anstren-
gung in ganz Deutschland. „Was Tie-
fensee mit seinem Angriff auf die Kabi-
nettskollegin macht, ist leider genau
das Gegenteil. Eine parteipolitische
Auseinandersetzung ist kontraproduk-
tiv.“ Im Kampf gegen den Rechtsextre-
mismus gebe es keinen Königsweg.
„Experten weisen zurecht immer wie-
der darauf hin, dass sich der Rechtsex-
tremismus verändert. Deshalb muss
man die Programme auch hinterfragen
und Erfolgskontrollen machen.“

Auch Sachsens ehemaliger Innenmi-
nister Heinz Eggert findet kaum
schmeichelhafte Worte für Tiefensees
Kritik. „Wer so spät diskutiert, sollte
lieber den Mund halten“, rät er Tiefen-
see im Gespräch mit dieser Zeitung. So
habe der ehemalige Leipziger Ober-
bürgermeister in „seiner Betroffen-
heitsarie“ nicht sehr viel Kenntnis ge-
habt, von dem, was wirklich in Mügeln

passiert ist. Es sei „ein unverantwortli-
ches Reden“, was Tiefensee hier ma-
che, denn „er stellt sich ein Armuts-
zeugnis aus, dass er über Mängel, die
er jetzt beklagt, nicht informiert war,
obwohl er aus Leipzig kommt“.

Seiner Ansicht nach könne man

nicht nach der Devise vorgehen: Wo
am meisten geschlagen wird, gehen
die meisten Fördermittel hin. Ohnehin
sei er sehr kritisch mit diesen Förder-
mittel, „weil die Effektivität nicht so
wahnsinnig hoch ist“, sagt Eggert. So
sei der Einfluss der Leute, die Pro-
gramme gegen Rechts machen, relativ
gering. Dagegen „brauchen wir eine
breite Akzeptanz gegen Fremdenfeind-
lichkeit. Wir müssen den Menschen
Mut machen, in solchen Situationen
selbst Stellung zu beziehen“, fordert
er.

Auch Petke sieht Bedarf für eine
stärkere Überprüfung der Programme.
„Die Mittel für zivilgesellschaftliches
Engagement sind erhöht worden. Wir
haben aber ein ganz anderes Problem,
wir wissen leider viel zu wenig, wie er-
folgreich die Programme sind. Was wir
dringend brauchen, ist eine Evaluation
der Mittel. Denn immerhin handelt es
sich hier um Steuergelder in erhebli-
chen Größenordnungen.“

Rückendeckung erhält der Aufbau-
ost-Minister dagegen von Melanie Hal-
ler vom Netzwerk für demokratische
Kultur in Wurzen (NdK) – für sie sind
die Vorwürfe Tiefensees gerechtfertigt.
So habe die Bundesregierung ein neu-
es Bundesprogramm aufgelegt, das an
den Realitäten vorbei gehe. Sie kriti-
siert, dass das Programm gegen
Rechtsextremismus an die Kommunen
angebunden ist. „Es ist bewusst so ge-
strickt worden, dass die Kommunen
gezwungen sind, sich mit dem Thema
auseinander zu setzen.“ Das Problem
sei jedoch, dass es natürlich keinen
Antrag aus einer Kommune gebe, die
„sich mit dem Thema nicht auseinan-

der setzen möchte oder denkt, dass es
das Problem Rechtsextremismus in der
Kommune nicht gibt“, bemängelt Hal-
ler. Für sie sei zum Teil mit großer Un-
kenntnis verfahren worden. „Es sollte
einfach an den bestehenden Struktu-
ren vorbei ein neues Bundesprogramm
aufgelegt werden, was Civitas ablösen
sollte“, bemängelt sie.

Nach der Forderung von SPD-Chef
Kurt Beck im Interview mit dieser Zei-
tung, ein neues NPD-Verbotsverfahren
prüfen zu lassen, ist auch diese Debat-
te neu entfacht. Thüringens Minister-
präsident Dieter Althaus (CDU) setzt
im Kampf gegen Rechtsextremismus
nicht in erster Linie auf ein NPD-Ver-
bot. „Das ist allein eine juristische Fra-
ge. Das Verbot ändert ja nichts am Ge-
dankengut der Betroffenen.“ Dagegen
stellte sich Sachsen-Anhalts Minister-
präsident Wolfgang Böhmer (CDU) hin-
ter Becks Vorstoß: „Nach sorgfältiger
Vorbereitung würde ich ein solches
Vorhaben unterstützen. Eine zweite
Abweisung durch das Bundesverfas-
sungsgericht wäre allerdings noch
schlimmer als der jetzige Zustand.“

Tiefensees Kritik stößt auf Pro und Contra
Brandenburgs CDU-Vize Petke: Vorwürfe „völlig absurd“ / Rückendeckung vom Demokratie-Netzwerk Wurzen

Sachsens Ex-Innenminister Heinz Eggert:
Wer so spät diskutiert, sollte lieber den
Mund halten.

Mainz (dpa). Die Beleidigung von Vor-
gesetzten und Kollegen rechtfertigt
nicht ohne weiteres die fristlose Kündi-
gung. Das entschied das Landesarbeits-
gericht Rheinland-Pfalz in Mainz in ei-
nem gestern bekannt gewordenen Ur-
teil. Maßgeblich seien vielmehr die Ge-
samtumstände. So könne sich bei einer
heftigen Diskussion die gegenseitige
Aggression derart steigern, dass auch
unüberlegte Äußerungen fielen. 

Das Gericht gab mit seinem Urteil der
Kündigungsschutzklage eines Arbeit-
nehmers statt. Der Kläger ist als Ma-
schinenführer bei einem Baugeräteun-
ternehmen beschäftigt. Während einer
heftigen verbalen Auseinandersetzung
mit einem Kollegen beleidigte er so-
wohl diesen als auch den abwesenden
Geschäftsführer mit sexuell anzügli-
chen Bemerkungen. Der Arbeitgeber
entließ den Kläger daraufhin fristlos. 

Urteil

Beleidigung kein
Kündigungsgrund

Wittstock/Berlin (epd). Trotz der
jüngsten Niederlage vor Gericht hält
das Bundesverteidigungsministerium
an den Plänen für das Bombodrom
fest. Gegen die Urteile des Potsdamer
Verwaltungsgerichts vom 31. Juli, mit
denen die Betriebserlaubnis von 2003
für die militärische Nutzung der Ky-
ritz-Ruppiner Heide als Luft-Boden-
Schießplatz aufgehoben wurde, werde
Berufung eingelegt, sagte Verteidi-
gungsminister Franz Josef Jung (CDU)
der Frankfurter Rundschau. 

Die Luftwaffe könne ihren Trai-
ningsbedarf auf Dauer nicht ohne
Wittstock decken. Mit der juristischen
Durchsetzung des Übungsplatzes soll
Jung zufolge der vom Bundestag er-
teilte Auftrag für die Militärpläne um-
gesetzt werden. Dabei werde auch
künftig 75 Prozent des Übungsbetrie-
bes der Bundeswehr ins Ausland ver-
lagert. Der Bundestag hatte im Januar

1993 das vom damaligen Verteidi-
gungsminister Volker Rühe (CDU) vor-
gelegte Truppenübungsplatzkonzept

gebilligt, in dem die Weiternutzung
der Heide als Luft-Boden-Schießplatz
vorgesehen ist. 

Gegen die Urteile des Potsdamer
Verwaltungsgerichts würden „zeitnah
die gesetzlichen Rechtsmittel“ einge-
legt, heißt es auch in einer gestern be-
kannt gewordenen Antwort des Ver-
teidigungsministeriums auf eine An-
frage der Bundestagsfraktion der Par-
tei Die Linke. Das Schreiben, datiert
vom Donnerstag, ist von Staatssekre-
tär Peter Wichert unterzeichnet. „Die
militärische Nutzung des Luft-Boden-
Schießplatzes Wittstock ist nach wie
vor aus operationellen Gründen erfor-
derlich“, heißt es darin. Das Potsda-
mer Verwaltungsgericht hatte eine
Frist bis Mitte September gesetzt, in
der das Ministerium die Zulassung
der Berufung beim Oberverwaltungs-
gericht Berlin-Brandenburg beantra-
gen kann. Die Urteile des Verwal-
tungsgerichts seien „eingehend ge-
prüft“ worden, heißt es weiter in dem
Schreiben. 

Jung kündigt Berufung gegen Bombodrom-Urteil an
Ministerium: Militärische Nutzung des Übungsplatzes weiter erforderlich

Berlin (dpa). Die Familie des in Afgha-
nistan verschleppten Bauingenieurs
Rudolf B. hat schwere Vorwürfe gegen
die Bundesregierung erhoben. „Ob-
wohl wir von Anfang an wussten, dass
die Entführer auch eine Lösegeld-For-
derung gestellt haben, wissen wir
nicht, ob die Regierung eine Zahlung in
Betracht zieht“, sagte der Sohn des 62-

Jährigen im Radiosender Antenne Bay-
ern. Die geschiedene Frau von Rudolf
B. bezeichnete die Zusammenarbeit
mit dem Auswärtigen Amt in Berlin als
schlecht.  

Das Ministerium wies die Kritik zu-
rück. Der Krisenstab arbeite mit aller
Kraft an einer Lösung, betonte eine
Sprecherin.

Afghanistan-Geisel 

Sohn kritisiert Bundesregierung
Landau/Mannheim (dpa). Die CDU im
rheinland-pfälzischen Landau ist von
ihrem Oberbürgermeisterkandidaten
gleich doppelt hinters Licht geführt
worden. Der 35-jährige Kai Schürholt
räumte gestern in einer Erklärung ein,
sich zu Unrecht mit einem Doktortitel
geschmückt zu haben. Außerdem habe
er die schwere Krankheit, einen Ge-

hirntumor, nur vorgetäuscht, mit der er
Anfang der Woche seinen Ausstieg aus
dem Wahlkampf begründet hatte. 

Der CDU-Kreisvorsitzende Ralf Göbel
sagte am Abend, der gesamte Kreisvor-
stand sei aufgrund des Vorfalls zurück-
getreten. Sein Bundestagsmandat wolle
er aber behalten. Göbel sprach von ei-
nem „Supergau“.   

Rheinland-Pfalz

OB-Kandidat mit falschem Doktortitel

Bombodrom-Gegner haben ein Transparent am Rande der Kyritz-Ruppiner Heide bei
Neuruppin aufgestellt. Foto:ddp

DREI FRAGEN AN …

Würden Sie ein NPD-Ver-
bot begrüßen?

Ein NPD-Verbot wäre für
die polizeiliche Arbeit
ein wirklicher Fort-
schritt. Die NPD hätte
kein Staatsgeld mehr
aus der Parteienfinan-
zierung zur Verfügung.

Die rechte Szene wäre damit handlungs-
unfähiger. Sie verlöre das Schein-Gütesie-
gel, eine nicht verbotene, also eine demo-
kratische Partei zu sein. Das polizeiliche
Verbot von Versammlungen wäre einfacher
durchzusetzen, wenn keine legale Partei
als Veranstalter zur Verfügung stünde. 

Ein Verbotsverfahren setzt den Abzug der
V-Leute aus der NPD-Spitze voraus. Wäre
dieser Info-Verlust die Sache wert? 

Das ist eine ganz schwierige Abwägung.
Bisher verfügen wir durch V-Leute über re-
lativ gute Informationen aus der Szene,
wissen häufig vorab von Aktionen, Konzer-
ten und Größenordnungen rechtsradikaler
Gruppen Bescheid. Aber ich bin sicher,
dass es einen gangbaren Mittelweg zwi-
schen den Auflagen des Verfassungsge-
richts und der Informationsnotwendigkeit
für die Sicherheitsbehörden gibt. 

Wie empfinden Sie die öffentliche Nach-
Mügeln-Debatte?

Nach jedem Vorfall mit rechtsextremen
Bezug wiederholt sich die gesellschaftli-
che Empörung. Keiner kann leugnen,
dass in Deutschland der Rechtsextremis-
mus erstarkt ist. Jetzt soll es fünf Millio-
nen Euro mehr für Programme zur vorbeu-
genden Abwehr rechtsradikaler Umtriebe
geben. Das ist gut und schön. Aber keiner
kann wirklich annehmen, dass sich damit
der Rechtsextremismus eindämmen lie-
ße. Wir alle, die ganze Gesellschaft, muss
sich dieses Problems annehmen. Es
muss Schluss damit sein, dass die Ver-
antwortung immer auf irgendwelche Teil-
gruppen verlagert wird, schon gar nicht
auf die Polizei, die im Notfall immer da ist. 

Interview: Dieter Wonka

… Konrad Freiberg, GdP-Vorsitzender 
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